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10  ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

 GEMÄß § 10 DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES 
(BIMSCHG) 

 ANTRAG DER FIRMA WINDPARK 
RADLINGHAUSEN ENTWICKLUNGS 
GMBH & CO.KG AUF ERTEILUNG EI-
NER GENEHMIGUNG ZUR ERRICH-
TUNG UND ZUM BETRIEB VON 4 
WINDENERGIEANLAGEN IM STADT-
GEBIET BRILON (GEMARKUNG ALME) 

 -ERÖRTERUNGSTERMIN- 
 

In dem Verfahren zum Antrag der Firma 
Windpark Radlinghausen Entwicklungs 
GmbH & Co.KG, mit Sitz in 59929 Brilon, 
Radlinghauserstraße 27, auf Erteilung einer 
Genehmigung zur Errichtung und zum Be-
trieb von vier Windenergieanlagen vom Typ 
ENERCON E-82 E2 in 59929 Brilon, Gemar-
kung Alme, Flur 22, Flurstücke 10, 12, 5, 28 
und 31, sind innerhalb der Einwendungsfrist 
keine Einwendungen erhoben worden.  
 
Der für den 09.03.2016 vorgesehene Erörte-
rungstermin findet daher nicht statt. 
 
Auf die öffentliche Bekanntmachung vom 
05.11.2015 wird hingewiesen. 
 
Brilon, 26.01.2016 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/ Immissions-
schutz 
 
Az: 51.3 – G 53/15 bis G 56/15 – Ste 
 
Im Auftrag 
 
gez. 
Schreckenberg 
 

 

11  ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

 GEMÄß § 10 DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES 
(BIMSCHG) 

 ANTRAG DER FIRMA WINDPARK 
RADLINGHAUSEN ENTWICKLUNGS 
GMBH & CO.KG AUF ERTEILUNG EI-
NER GENEHMIGUNG ZUR ERRICH-
TUNG UND ZUM BETRIEB VON 4 
WINDENERGIEANLAGEN IM STADT-
GEBIET BRILON (GEMARKUNGEN 
THÜLEN UND RÖSENBECK) 

 -ERÖRTERUNGSTERMIN- 

In dem Verfahren zum Antrag der Firma 
Windpark Radlinghausen Entwicklungs 
GmbH & Co.KG, mit Sitz in 59929 Brilon, 
Radlinghauserstraße 27, auf Erteilung einer 
Genehmigung zur Errichtung und zum Be-
trieb von vier Windenergieanlagen vom Typ 
ENERCON E-82 E2 in 59929 Brilon, Gemar-
kung Thülen, Flur 7, Flurstücke 16, 65/26, 32 
und Gemarkung Rösenbeck, Flur 1, Flurstück 
1 und Flur 2, Flurstücke 5, 6, 7, 8 sind inner-
halb der Einwendungsfrist keine Einwendun-
gen erhoben worden.  
 
Der für den 17.02.2016 vorgesehene Erörte-
rungstermin findet daher nicht statt. 
 
Auf die öffentliche Bekanntmachung vom 
22.10.2015 wird hingewiesen. 
 
Brilon, 26.01.2016 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/  
Immissionsschutz 
 
Az: 51.3 – G 48/15 bis G 51/15 – Ste 
 
Im Auftrag 
 
gez. 
Schreckenberg 
 

 

12  ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

 GEMÄß § 10 DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES 
(BIMSCHG) 

 ANTRAG DER ENERGIEPROJEKTE 
PETER SOER & MARKUS ROMBERG 
GBR AUF ERRICHTUNG  UND BETRIEB 
VON FÜNF WINDENERGIEANLAGEN IM 
GEMEINDEGEBIET BESTWIG (GE-
MARKUNG VELMEDE) 

 

Die Energieprojekte Peter Soer & Markus 
Romberg GbR, mit Sitz in 59939 Olsberg, Am 
Pieperknapp 8, hat beim Hochsauerlandkreis, 
als zuständiger Genehmigungsbehörde, mit 
Datum vom 11.12.2015 die Erteilung einer 
Genehmigung zur Errichtung und zum Be-
trieb von fünf Windenergieanlagen im Ge-
meindegebiet Bestwig auf den nachfolgend 
bezeichneten Grundstücken beantragt: 
 

Bezeich-
nung 

Gemar-
kung 

Flur Flur-
stück 

WEA 1 Velmede 16 132 
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WEA 2 Velmede 16 144 

WEA 3 Velmede 17 250 

WEA 4 Velmede 25 282 

WEA 5 Velmede 25 286 

 
Gegenstand des Antrages ist die Errichtung 
und der Betrieb von fünf Windenergieanlagen 
vom Typ VENSYS 100 mit 100,00 m Naben-
höhe und einer Nennleistung von 2.500 kW. 
 
Die Anlagen sollen im 3. Quartal 2016 in Be-
trieb genommen werden. 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 
1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes) und den Bestim-
mungen des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf 
das beantragte Vorhaben einer Genehmi-
gung nach diesen Vorschriften. 
 
Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsver-
fahren (Screening) zur Feststellung des Er-
fordernisses einer Umweltverträglichkeitsun-
tersuchung gemäß §§ 3b bis 3f des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt. Im Rahmen dieses Verfahrens 
wurde festgestellt, dass eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung erforderlich ist, die gemäß § 
1 Abs. 2  der 9. BImSchV als unselbständiger 
Teil des immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahrens durchgeführt wird. 
 
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 
3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsantrag und die dazugehö-
rigen Unterlagen, sowie die gem. § 6 UVPG 
erforderlichen Unterlagen über die Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens, liegen in der 
Zeit vom 02.02.2016 bis 01.03.2016 bei den 
folgenden Stellen aus und können dort wäh-
rend der angegebenen Zeiten eingesehen 
werden: 
 
Gemeindeverwaltung Bestwig 
Zimmer 2.15 (Besprechungsraum Valme), 
Rathausplatz 1, 59909 Bestwig  
Montag bis Donnerstag von 08:30 Uhr bis 
12:00 Uhr, sowie 
Montag, Dienstag und Mittwoch von 14:00 
Uhr bis 16:00 Uhr und 
Donnerstag von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr, 
sowie 
Freitag von 08:30 Uhr bis 13:00 Uhr 

oder nach telefonischer Vereinbarung unter 
02904/987-0 
 
Genehmigungsbehörde: 
Hochsauerlandkreis 
Untere Umweltschutzbehörde/ Immis-
sionsschutz 
Zimmer 233, Am Rothaarsteig 1, 59929 Bri-
lon 
E-Mail: post@hochsauerlandkreis.de 
Montag bis Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00 
Uhr, sowie  
Montag, Mittwoch und Donnerstag von 14:00 
Uhr bis 15:30 und  
Dienstag von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
oder nach telefonischer Vereinbarung unter 
02961/94-3155 
 
Des Weiteren können der Genehmigungsan-
trag und die dazugehörigen Unterlagen, so-
wie die gem. § 6 UVPG erforderlichen Unter-
lagen über die Umweltauswirkungen des 
Vorhabens, auf der Internetseite des Hoch-
sauerlandkreises 
(http://www.hochsauerlandkreis.de/buergerse
rvice/bauen_wohnen_kataster/bauen_wohne
n/Bekanntmachungen_oeff.php) in der Zeit 
vom 02.02.2016 bis zum 01.03.2016 einge-
sehen werden. 
 
Etwaige Einwendungen nicht privatrechtlicher 
Natur gegen das Vorhaben können innerhalb 
der Einwendungsfrist vom 02.02.2016 bis 
15.03.2016 bei den vorgenannten Ausle-
gungsstellen erhoben werden. Mit Ablauf 
dieser Frist sind alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen. 
 
Die Einwendungen müssen schriftlich erho-
ben werden und Namen, sowie die volle le-
serliche Anschrift des Einwenders enthalten. 
 
Einwendungen, die nicht schriftlich erhoben 
wurden bzw. die Name und Adresse des 
Einwenders nicht eindeutig erkennen lassen, 
können im Verfahren nicht berücksichtigt 
werden. Dies gilt insbesondere für Einwen-
dungen, die per einfacher E-Mail erhoben 
werden. 
 
Soweit Name und Anschrift bei Bekanntgabe 
der Einwendungen an den Antragsteller oder 
an die im Genehmigungsverfahren beteiligten 
Behörden unkenntlich gemacht werden sol-
len, ist hierauf im Einwendungsschreiben 
hinzuweisen. 
 



 
 

26 
 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Per-
sonen auf Unterschriftslisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleich lautender 
Texte eingereicht werden (gleichförmige Ein-
gaben) gilt derjenige Unterzeichner als Ver-
treter der übrigen Unterzeichner, der darin mit 
seinem Namen und seiner Anschrift als Ver-
treter bezeichnet ist, soweit er nicht von ihnen 
als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Ver-
treter kann nur eine natürliche Person sein. 
Gleichförmige Einwendungen, die die oben 
genannten Angaben nicht deutlich sichtbar 
auf jeder mit einer Unterschrift versehenen 
Seite enthalten, können unberücksichtigt 
bleiben. Gleiches gilt, wenn der Vertreter kei-
ne natürliche Person ist. 
 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist entschei-
det die Genehmigungsbehörde nach Aus-
übung pflichtgemäßen Ermessens darüber, 
ob ein Erörterungstermin durchgeführt wird, 
um die form- und fristgerecht erhobenen Ein-
wendungen zu erörtern, soweit dies für die 
Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 
von Bedeutung sein kann. 
 
Sofern ein Erörterungstermin durchgeführt 
wird, findet dieser wie folgt statt: 
 
Datum: 21.06.2016 
Uhrzeit: 10:00 Uhr 
Ort:  Rathaus der Gemeinde Bestwig  
   (Bürgersaal) 
   Rathausplatz 1, 59909 Bestwig 
 
Kann die Erörterung nach Beginn des Ter-
mins an dem festgesetzten Tag nicht abge-
schlossen werden, so wird sie am nächsten 
Tag zur gleichen Zeit am gleichen Ort fortge-
setzt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass form- und 
fristgerecht erhobene Einwendungen auch 
bei Ausbleiben des Antragstellers oder der 
Personen, die Einwendungen erhoben ha-
ben, erörtert werden. 
 
Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein 
Recht zur Teilnahme haben neben den Ver-
tretern der beteiligten Behörden, der Antrag-
steller und diejenigen, die rechtzeitig bei den 
Auslegungsstellen Einwendungen erhoben 
haben. Sonstige Personen können als Zuhö-
rer an dem Termin teilnehmen, sofern genü-
gend freie Plätze zur Verfügung stehen. Ge-
sonderte Einladungen zum Erörterungstermin 
ergehen nicht mehr. 
 

Sollte der Erörterungstermin wegfallen oder 
vertagt werden, wird die Entscheidung hierü-
ber nach Ablauf der Einwendungsfrist öffent-
lich bekannt gemacht. 
Durch Einsichtnahme in die Antragsunterla-
gen und Teilnahme am Erörterungstermin 
entstehende Kosten können nicht erstattet 
werden. 
 
Die Zustellung der Entscheidung über die 
Einwendungen und den Genehmigungsan-
trag an die Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, kann durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden. 
 
Auf die für die Beteiligung der Öffentlichkeit 
maßgebenden Vorschriften wird hingewiesen. 
Ein Abdruck dieser Vorschriften ist der öffent-
lichen Bekanntmachung als Anhang beige-
fügt. 
 
Brilon, 26.01.2016 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehör-
de/Immissionsschutz 
 
Az: 51.3 - 40177-2015 
 
Im Auftrag 
 
gez. 
Schreckenberg 
 
 
Anhang:  
Die für die Beteiligung der Öffentlichkeit maß-
gebenden Vorschriften 
 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – 
BImSchG) 
 

§ 10 Abs. 3, 4 und 6 BImSchG  
- Genehmigungsverfahren - 

 
 (3) Sind die Unterlagen des Antragstellers vollständig, 
so hat die zuständige Behörde das Vorhaben in ihrem 
amtlichen Veröffentlichungsblatt und außerdem entwe-
der im Internet oder in örtlichen Tageszeitungen, die im 
Bereich des Standortes der Anlage verbreitet sind, 
öffentlich bekannt zu machen. Der Antrag und die vom 
Antragsteller vorgelegten Unterlagen, mit Ausnahme 
der Unterlagen nach Absatz 2 Satz 1, sowie die ent-
scheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die 
der Behörde im Zeitpunkt der Bekanntmachung vorlie-
gen, sind nach der Bekanntmachung einen Monat zur 
Einsicht auszulegen. Weitere Informationen, die für die 
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Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens von 
Bedeutung sein können und die der zuständigen Be-
hörde erst nach Beginn der Auslegung vorliegen, sind 
der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen über den 
Zugang zu Umweltinformationen zugänglich zu ma-
chen. Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist 
kann die Öffentlichkeit gegenüber der zuständigen 
Behörde schriftlich Einwendungen erheben. Mit Ablauf 
der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen. Einwendungen, die auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen, sind auf den Rechts-
weg vor den ordentlichen Gerichten zu verweisen. 
 
(4) In der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 1 ist  

1. darauf hinzuweisen, wo und wann der Antrag 
auf Erteilung der Genehmigung und die Unterla-
gen zur Einsicht ausgelegt sind; 
 

2.  dazu aufzufordern, etwaige Einwendungen bei 
einer in der Bekanntmachung zu bezeichnenden 
Stelle innerhalb der Einwendungsfrist vorzubrin-
gen; dabei ist auf die Rechtsfolgen nach Absatz 
3 Satz 5 hinzuweisen; 
 

3.  ein Erörterungstermin zu bestimmen und darauf 
hinzuweisen, dass er auf Grund einer Ermes-
sensentscheidung der Genehmigungsbehörde 
nach Absatz 6 durchgeführt wird und dass dann 
die formgerecht erhobenen Einwendungen auch 
bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, erör-
tert werden; 
 

4.  darauf hinzuweisen, dass die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann. 

 
(6) Nach Ablauf der Einwendungsfrist kann die Geneh-
migungsbehörde die rechtzeitig gegen das Vorhaben 
erhobenen Einwendungen mit dem Antragsteller und 
denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, erör-
tern. 

 

Neunte Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) 

 
§ 8 der 9. BImSchV  

-  Bekanntmachung des Vorhabens - 
 

(1) Sind die zur Auslegung (§ 10 Abs. 1) erforderlichen 
Unterlagen vollständig, so hat die Genehmigungsbe-
hörde das Vorhaben in ihrem amtlichen Veröffentli-
chungsblatt und außerdem entweder im Internet oder in 
örtlichen Tageszeitungen, die im Bereich des Standorts 
der Anlage verbreitet sind, öffentlich bekanntzumachen. 
Eine zusätzliche Bekanntmachung und Auslegung ist, 
auch in den Fällen der §§ 22 und 23, nur nach Maßga-
be des Absatzes 2 erforderlich. 

 
(2) Wird das Vorhaben während eines Vorbescheids-
verfahrens, nach Erteilung eines Vorbescheides oder 
während des Genehmigungsverfahrens geändert, so 
darf die Genehmigungsbehörde von einer zusätzlichen 
Bekanntmachung und Auslegung absehen, wenn in den 
nach § 10 Abs. 1 auszulegenden Unterlagen keine 
Umstände darzulegen wären, die nachteilige Auswir-
kungen für Dritte besorgen lassen. Dies ist insbesonde-

re dann der Fall, wenn erkennbar ist, dass nachteilige 
Auswirkungen für Dritte durch die getroffenen oder vom 
Träger des Vorhabens vorgesehenen Maßnahmen 
ausgeschlossen werden oder die Nachteile im Verhält-
nis zu den jeweils vergleichbaren Vorteilen gering sind. 
Betrifft das Vorhaben eine UVP-pflichtige Anlage, darf 
von einer zusätzlichen Bekanntmachung und Ausle-
gung nur abgesehen werden, wenn keine zusätzlichen 
oder anderen erheblichen Auswirkungen auf in § 1a 
genannte Schutzgüter zu besorgen sind. Ist eine zu-
sätzliche Bekanntmachung und Auslegung erforderlich, 
wird die Einwendungsmöglichkeit und die Erörterung 
auf die vorgesehenen Änderungen beschränkt; hierauf 
ist in der Bekanntmachung hinzuweisen.  

 
§ 9 der 9. BImSchV  

- Inhalt der Bekanntmachung - 
 

(1) Die Bekanntmachung muss neben den Angaben 
nach § 10 Abs. 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes  
1. die in § 3 bezeichneten Angaben und 
2. den Hinweis auf die Auslegungs- und die Einwen-

dungsfrist unter Angabe des jeweils ersten und 
letzten Tages enthalten. Auf die zuständige Ge-
nehmigungsbehörde, die für die Beteiligung der 
Öffentlichkeit maßgebenden Vorschriften sowie 
eine grenzüberschreitende Behörden- und Öffent-
lichkeitsbeteiligung nach § 11a ist hinzuweisen. 

 
(2) Zwischen der Bekanntmachung des Vorhabens und 
dem Beginn der Auslegungsfrist soll eine Woche liegen; 
maßgebend ist dabei der voraussichtliche Tag der 
Ausgabe des Veröffentlichungsblattes oder der Tages-
zeitung, die zuletzt erscheint. 

 
§ 10 der 9. BImSchV  

- Auslegung von Antrag und Unterlagen - 
 

(1) Bei der Genehmigungsbehörde und, soweit erfor-
derlich, bei einer geeigneten Stelle in der Nähe des 
Standorts des Vorhabens sind der Antrag sowie die 
beigefügten Unterlagen auszulegen, die die Angaben 
über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbar-
schaft und die Allgemeinheit enthalten. Darüber hinaus 
sind, soweit vorhanden, die entscheidungserheblichen 
sonstigen der Genehmigungsbehörde vorliegenden 
behördlichen Unterlagen zu dem Vorhaben auszulegen, 
die Angaben über die Auswirkungen der Anlage auf die 
Nachbarschaft und die Allgemeinheit oder Empfehlun-
gen zur Begrenzung dieser Auswirkungen enthalten. 
Verfügt die Genehmigungsbehörde bis zur Entschei-
dung über den Genehmigungsantrag über zusätzliche 
behördliche Stellungnahmen oder von ihr angeforderte 
Unterlagen, die Angaben über die Auswirkungen der 
Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit 
oder Empfehlungen zur Begrenzung dieser Auswirkun-
gen enthalten, sind diese der Öffentlichkeit nach den 
Bestimmungen des Bundes und der Länder über den 
Zugang zu Umweltinformationen zugänglich zu ma-
chen. Betrifft das Vorhaben eine UVP-pflichtige Anlage, 
so sind auch die vom Antragsteller zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung zusätzlich beige-
fügten Unterlagen auszulegen; ferner sind der Antrag 
und die Unterlagen auch in den Gemeinden auszule-
gen, in denen sich das Vorhaben voraussichtlich aus-
wirkt. Soweit eine Auslegung der Unterlagen nach § 4b 
Abs. 1 und 2 zu einer Störung im Sinne des § 4b Abs. 3 
führen kann, ist an Stelle dieser Unterlagen die Darstel-
lung nach § 4b Abs. 3 auszulegen. In den Antrag und 
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die Unterlagen nach den Sätzen 1, 2 und 4 sowie in die 
Darstellung nach § 4b Abs. 3 ist während der Dienst-
stunden Einsicht zu gewähren. 

 
(2) Auf Anforderung eines Dritten ist diesem eine Ab-
schrift oder Vervielfältigung der Kurzbeschreibung nach 
§ 4 Abs. 3 Satz 1 zu überlassen. 
 
(3) Soweit Unterlagen Geschäfts- oder Betriebsge-
heimnisse enthalten, ist an ihrer Stelle die Inhaltsdar-
stellung nach § 10 Abs. 2 Satz 2 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes auszulegen. Hält die Ge-
nehmigungsbehörde die Kennzeichnung der Unterlagen 
als Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse für unberech-
tigt, so hat sie vor der Entscheidung über die Auslegung 
dieser Unterlagen den Antragsteller zu hören. 
 

§ 10a der 9. BImSchV  
- Akteneinsicht - 

 
Die Genehmigungsbehörde gewährt Akteneinsicht nach 
pflichtgemäßem Ermessen; § 29 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 
und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes findet ent-
sprechende Anwendung. Sonstige sich aus anderen 
Rechtsvorschriften ergebende Rechte auf Zugang zu 
Informationen bleiben unberührt. 
 

§ 12 der 9. BImSchV  
- Einwendungen - 

 
 (1) Einwendungen können bei der Genehmigungsbe-
hörde oder bei der Stelle erhoben werden, bei der An-
trag und Unterlagen zur Einsicht ausliegen. Nach Ab-
lauf der Einwendungsfrist entscheidet die Genehmi-
gungsbehörde unter Berücksichtigung von § 14, ob im 
Genehmigungsverfahren ein Erörterungstermin nach § 
10 Abs. 6 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
durchgeführt wird. Die Entscheidung ist öffentlich be-
kannt zu machen. 
 
(2) Die Einwendungen sind dem Antragsteller bekannt-
zugeben. Den nach § 11 beteiligten Behörden sind die 
Einwendungen bekanntzugeben, die ihren Aufgabenbe-
reich berühren. Auf Verlangen des Einwenders sollen 
dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe un-
kenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungs-
gemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens 
nicht erforderlich sind; auf diese Möglichkeit ist in der 
öffentlichen Bekanntmachung hinzuweisen. 
 

 

13  BEKANNTMACHUNG DES JAHRES-

ERGEBNISSES DES RETTUNGS-
DIENSTES (NOTFALLRETTUNG UND 
KRANKENTRANSPORT) DES HOCH-
SAUERLANDKREISES FÜR DAS WIRT-
SCHAFTSJAHR 2014 GEM. § 26 ABS. 3 
EIGENBETRIEBSVERORDNUNG FÜR 
DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 
(EIGVO NRW) VOM 16.11.2004 (GV. 
NRW. 2004 S. 644) 

 
1. Der Kreistag des Hochsauerlandkreises 

hat in seiner Sitzung am 30.10.2015 ein-

stimmig beschlossen, die Jahresbilanz 

des Rettungsdienstes (Notfallrettung und 

Krankentransport) des Hochsauerland-

kreises zum 31.12.2014 in Aktiva und 

Passiva mit 13.238.292,64 € und die 

Gewinn- und Verlustrechnung, die mit ei-

nem Jahresgewinn von 1.991,39 € ab-

schließt, sowie den Lagebericht festzu-

stellen. 

  

Er beschloss weiter, dass der Jahresge-

winn von 1.991,39 € mit 1.950,00 € zur 

Verzinsung des Stammkapitals an den 

Haushalt des Hochsauerlandkreises ab-

geführt und der Restbetrag von 41,39 € 

auf neue Rechnung vorgetragen wird. 

Die Gemeindeprüfungsanstalt in Herne 

hat mit Verfügung vom 06.01.2016 den 

Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprü-

fers vollinhaltlich übernommen und den 

abschließenden Prüfungsvermerk erteilt. 

 

2. Der Jahresabschluss mit dem Lagebe-

richt für das Wirtschaftsjahr 2014 ist 

gem. § 26 Abs. 3 (EigVO NRW) öffentlich 

bekannt zu machen und danach bis zur 

Feststellung des folgenden Jahresab-

schlusses zur Einsichtnahme verfügbar 

zu halten.  

 

Der Jahresabschluss 2014 liegt bis zur 

öffentlichen Bekanntmachung des Jah-

resabschlusses 2015 während der all-

gemeinen Öffnungszeiten im Haus der 

Landwirtschaft, Dünnefeldweg 13, 59872 

Meschede, im Raum 216 zur Einsicht-

nahme aus. 

  

3. Abschließender Vermerk der GPA NRW: 

 

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO 

NRW gesetzlicher Abschlussprüfer des 

Betriebes Rettungsdienst (Notfallrettung 

und Krankentransport) des Hochsauer-

landkreises. Zur Durchführung der Jah-

resabschlussprüfung zum 31.12.2014 hat 

sie sich des Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft RSB GmbH, Winterberg, bedient. 

 

 Diese hat mit Datum vom 14.07.2015 

den nachfolgend dargestellten uneinge-

schränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 

 

 „An den Rettungsdienst (Notfallrettung 

und Krankentransport) des Hochsauer-

landkreises, Meschede 

 

 Wir haben den Jahresabschluss - beste-

hend aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-
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rechnung sowie Anhang - unter Einbe-

ziehung der Buchführung und den Lage-

bericht der eigenbetriebsähnlichen Ein-

richtung Rettungsdienst (Notfallrettung 

und Krankentransport) des Hochsauer-

landkreises, Meschede, für das Wirt-

schaftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2014 

geprüft. Die Buchführung und die Aufstel-

lung von Jahresabschluss und Lagebe-

richt nach den deutschen handelsrechtli-

chen Vorschriften und den ergänzenden 

landesrechtlichen Vorschriften liegen in 

der Verantwortung der gesetzlichen Ver-

treter des Betriebes. Unsere Aufgabe ist 

es, auf der Grundlage der von uns 

durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 

über den Jahresabschluss unter Einbe-

ziehung der Buchführung und über den 

Lagebericht abzugeben. 

 

Wir habe unsere Jahresabschlussprü-

fung nach § 317 HGB und § 106 GO NW 

unter Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung vorgenommen. Da-

nach ist die Prüfung so zu planen und 

durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 

Verstöße, die sich auf die Darstellung 

des durch den Jahresabschluss unter 

Beachtung der Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung und durch den La-

gebericht vermittelten Bildes der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage wesent-

lich auswirken, mit hinreichender Sicher-

heit erkannt werden. Bei der Festlegung 

der Prüfungshandlungen werden die 

Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 

und über das wirtschaftliche und rechtli-

che Umfeld des Betriebes sowie die Er-

wartungen über mögliche Fehler berück-

sichtigt. 

 

Im Rahmen der Prüfung werden die 

Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-

zogenen internen Kontrollsystems sowie 

Nachweise für die Angaben in Buchfüh-

rung, Jahresabschluss und Lagebericht 

überwiegend auf der Basis von Stichpro-

ben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 

Beurteilung der angewandten Bilanzie-

rungsgrundsätze und der wesentlichen 

Einschätzungen der gesetzlichen Vertre-

ter sowie die Würdigung der Gesamtdar-

stellung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts. Wir sind der Auffassung, 

dass unsere Prüfung eine hinreichend si-

chere Grundlage für unsere Beurteilung 

bildet. 

 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwen-

dungen geführt. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der 

bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnis-

se entspricht der Jahresabschluss den 

gesetzlichen Vorschriften und vermittelt 

unter Beachtung der Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechen-

des Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage des Betriebes. Der Lagebe-

richt steht in Einklang mit dem Jahresab-

schluss, vermittelt insgesamt ein zutref-

fendes Bild von der Lage des Betriebes 

und stellt die Chancen und Risiken der 

zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 

 

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht 

der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RSB 

GmbH ausgewertet und eine Analyse 

anhand von Kennzahlen durchgeführt. 

Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 

 

Der Bestätigungsvermerk des Wirt-

schaftsprüfers wird vollinhaltlich über-

nommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 

Verordnung über die Durchführung der 

Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrie-

ben und prüfungspflichtigen Einrichtun-

gen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 

NRW nicht erforderlich. 

 

 

GPA NRW 

Abschlussprüfung- Beratung - Revision 

Im Auftrag 

 

gez. 

Gregor Loges 

 

 

59872 Meschede, den 14.01.2016 

 

Der Landrat 

 

gez. 

Dr. Schneider 

 

14  BEKANNTMACHUNG DES JAHRES-

ABSCHLUSSES DES ABFALLENT-
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SORGUNGSBETRIEBES DES HOCH-
SAUERLANDKREISES FÜR DAS WIRT-
SCHAFTSJAHR 2014 

 

1. Der Kreistag des Hochsauerlandkreises 
hat in seiner Sitzung am 30.10.2015 den 
Jahresabschluss 2014 für den Abfallent-
sorgungsbetrieb des Hochsauerlandkrei-
ses -AHSK- mit einer Abschlusssumme 
der Bilanz zum 31.12.2014 von 
42.916.310,36 € festgestellt.  

 
 
2. Abschließender Vermerk der Gemeinde-

prüfungsanstalt NRW (GPA NRW) 
 
 Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO 

NRW gesetzlicher Abschlussprüfer des 
Betriebes Abfallentsorgungsbetrieb des 
Hochsauerlandkreises AHSK. Zur Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31.12.2014 hat sie sich der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Wirtschafts-
treuhand Meisterjahn & Partner GmbH, 
Sundern, bedient. 

 
 Diese hat mit Datum vom 27.05.2015 

den nachfolgend dargestellten einge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 

 
 „Bestätigungsvermerk des Abschlussprü-

fers 
 
 Wir haben den Jahresabschluss -

bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang- unter Ein-
beziehung der Buchführung und den La-
gebericht und die Ordnungsmäßigkeit 
der Betriebsleitung im Sinne von § 53 
Haushaltsgrundsätzegesetz des Abfall-
entsorgungsbetriebes des Hochsauer-
landkreises (AHSK), Meschede für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. De-
zember 2014 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den 
ergänzenden Bestimmungen der Eigen-
betriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen liegen in der Ver-
antwortung der gesetzlichen Vertreter 
des Betriebes. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über 
den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebe-
richt abzugeben. 

 

 Mit Ausnahme der im folgenden Absatz 
dargestellten Einschränkung haben wir 
unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
317 HGB unter Beachtung der vom Insti-
tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ord-
nungsgemäßer Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu 
planen und durchzuführen, dass Un-
richtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und 
durch den Lagebericht vermittelten Bil-
des der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage wesentlich auswirken, mit hin-
reichender Sicherheit erkannt werden. 
Bei der Festlegung der Prüfungshand-
lungen werden die Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld des 
Betriebes sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rah-
men der Prüfung werden die Wirksamkeit 
des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise 
für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der 
angewandten Bilanzierungsgrundsätze 
und der wesentlichen Einschätzungen 
der gesetzlichen Vertreter sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass un-
sere Prüfung mit der im nachfolgenden 
Absatz dargestellten Ausnahme eine hin-
reichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 

 
Unsere Prüfung hat mit Ausnahme der 
folgenden Einschränkung zu keinen Ein-
wendungen geführt:   

 
Für die Rekultivierung und Nachsorge 
wird eine Rückstellung in Höhe von 
32.246.569,84 € in der Bilanz ausgewie-
sen. Für die drei „Alt“-Deponien und den 
ersten Bauabschnitt der ZRD wurde ein 
Bedarf von 33,89 Mio € ermittelt. Damit 
ist die Höhe der bilanzierten Rückstel-
lung nicht ausreichend, den voraussicht-
lichen Bedarf zu decken. Der Rückstel-
lungsbedarf für den ersten Bauabschnitt 
der ZRD wurde durch ein Gutachten aus 
April 2010 und für die „Alt“-Deponien 
durch interne Berechnungen ermittelt. 
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Dabei wurden durch die Betriebsleitung 
die zu aktuellen Preisen bewerteten Auf-
wendungen mit der statistisch festgestell-
ten Entwicklung des Baupreisindizes auf 
den Nachsorgezeitraum von 30 Jahren 
hochgerechnet. Die danach berechneten 
Jahreskosten werden auf den Bilanz-
stichtag hin abgezinst mit den maßgebli-
chen Abzinsungszinssätzen gemäß § 
253 Abs. 2 HGB.  

 
Die mit der Ermittlung der Kosten der 
Rekultivierung verbundenen hohen Un-
sicherheitsfaktoren, insbesondere auch 
wegen der langen Nachsorgedauer, kön-
nen zu einer teilweise unzutreffenden 
Darstellung der wirtschaftlichen Lage des 
Unternehmens führen. Ein aktuelles 
Sachverständigengutachten für das Ge-
schäftsjahr 2014 lag nicht vor, so dass 
daher nicht verlässlich bestätigt werden 
kann, dass die Ermittlung des Rückstel-
lungsbedarfes in sachlicher Hinsicht zu-
treffend erfolgt ist.    
 
Mit dieser Einschränkung entspricht der 
Jahresabschluss nach unserer Beurtei-
lung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse den gesetzli-
chen Vorschriften und den ergänzenden 
Bestimmungen der Betriebssatzung und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Betriebes. Mit der 
genannten Einschränkung steht der La-
gebericht in Einklang mit einem den ge-
setzlichen Vorschriften entsprechenden 
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Betriebes und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Wirtschaftstreuhand Meisterjahn & Part-
ner GmbH ausgewertet und eine Analyse 
anhand von Kennzahlen durchgeführt. 
Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirt-
schaftsprüfers wird vollinhaltlich über-
nommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der 
Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrie-
ben und prüfungspflichtigen Einrichtun-

gen (JAP DVO)  ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.    

 
Herne, den 13.01.2016 
GPA NRW 

 
 
Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 
2014 wird bis zum 29. Februar 2016 montags 
bis donnerstags von 08.00 bis 16.00 Uhr und 
freitags von 08.00 bis 13.00 Uhr im Verwal-
tungsgebäude des AHSK auf dem Gelände 
der Zentralen Reststoffdeponie Hochsauer-
landkreis in 59872 Meschede, Frielinghausen 
2, Raum 204, zur Einsicht verfügbar gehal-
ten. 
 
 
 
Meschede, 22.01.2016 
 
gez. Pape 
 
Pape, Betriebsleiter 
 

 


